
Der Ältestenrat hat sich wieder-
holt in Sondersitzungen mit der Auf-
klärung des Aktenskandals im
Landtag befasst. Nach der Sitzung
von Rot-Rot-Grün beantragten Sit-
zung am 22. März hatten die Frakti-
onsvorsitzenden Susanne Hennig-
Wellsow (LINKE) und Matthias Hey
(SPD) sowie die Parlamentarische
Geschäftsführerin der GRÜNEN,
Astrid Rothe-Beinlich, empört auf
CDU-Landtagspräsident Christian
Carius reagiert und weitere Aufklä-
rung verlangt.

„Wir sind überrascht, über die Schär-
fe, die uns entgegenschlug. Wenn die
Landtagsverwaltung wirklich vorhatte,
mit einer kurzen Sitzung vor Beginn
dieses Plenums alle Unstimmigkeiten
auszuräumen, ist das aberwitzig. Denn
die Vorwürfe, die hier im Raum stehen
und von Mike Mohring vertieft wurden,
wiegen schwer. So etwas lässt sich
nicht in einer Sitzung ausräumen. Auf-
grund der heute von uns eingesehenen
Vorlagen hat sich der Aufklärungsbe-
darf nicht gemindert – ganz im Gegen-
teil. Die Aufklärung des Akten-Skan-
dals steht erst ganz am Anfang. Für
uns bleibt der Eindruck bestehen, dass
durch die massive Veränderung des
Rechtsgutachtens durch die Verwal-
tungsspitze Argumente fehlen, die im
Klageverfahren eine wichtige Rolle
spielen. Das macht uns natürlich miss-
trauisch.

Landtagspräsident Carius hat nicht
aufgeklärt. Sein Versprechen nach
vollständiger Transparenz blieb hohl.
Die von der Verwaltung zusammenko-

pierten, teils sogar unleserlich kopier-
ten Akten sind unzureichend und ha-
ben kaum Einblick in die Entschei-
dungsabläufe der Verwaltung gewährt.
Offensichtlich spiegelt die Vorlage
nicht den kompletten Vorgang wider,
sondern nur einen von der Verwaltung
ausgewählten Ausschnitt. Carius hatte
volle Transparenz versprochen – das
Versprechen ist gebrochen. 

Vertrauen in Neutralität der
Verwaltungsspitze beschädigt

Zur Zensur des Gutachtens kommt
nun mangelhafte Aktenvorlage. Das ist
offenbar die parteipolitische Normali-
tät in der Spitze der Verwaltung, die
Carius und CDU-Chef Mohring so lob-
ten. Der Landtagspräsident konnte we-
der die Unklarheiten beseitigen noch
vermochte er davon zu überzeugen,
dass die Zensur des Gutachtens fach-
lich begründet wäre. Nach der Sonder-
sitzung ist klar, dass die Spitze der

Landtagsverwaltung nicht offen agiert.
Die Kürzungen im Gutachten durch
Landtagsdirektorin Eberbach-Born und
abgesegnet durch Carius sollen die Po-
sition der CDU in ihrer Klage vor dem
Verfassungsgericht stärken und politi-
sche Entscheidungen der Regierungs-
koalition sabotieren.“

Auch in der zweiten Sondersitzung
konnte das zerstörte Vertrauen nicht
gekittet werden. „Vielmehr zeigt sich
immer mehr Aufklärungs- und Hand-
lungsbedarf“, resümiert Susanne Hen-
nig-Wellsow. Mittlerweile verlangen
beide Vizepräsidenten, Margit Jung
(DIE LINKE) und Uwe Höhn (SPD), die
Versetzung der Landtagsdirektorin in
den einstweiligen Ruhestand.

Hennig-Wellsow hebt hervor: „Auch
Landtagspräsident Carius ist nicht aus
seiner Verantwortung entlassen. Er
muss beweisen, dass er zu politisch
neutraler Führung in der Lage ist.“

präsident als auch Oppositionsführer
Mike Mohring (CDU) für ein Ende der
Russlandsanktionen aussprachen.

DIE LINKE setzt auf Dialog und Aus-
tausch statt Konfrontation. Die Politik
muss umsteuern, um friedliche Kon-
fliktlösungen in Europa und in der Welt
zu ermöglichen. Um eine friedliche Lö-
sung in der Frage des Minsker Abkom-
mens zu finden, sind die Sanktionen
wirkungslos - sie schaden allein der
Wirtschaft. 

Für Thüringen und die ostdeutschen
Länder haben die Wirtschaftsbezie-
hungen zu Russland eine besondere
Bedeutung – zahlreiche Arbeitsplätze
hängen daran. Auch der weiter eskalie-
rende Konflikt zwischen der NATO und
Russland und die Verlagerung deut-
scher Truppen an die russische Grenze
sind eine Gefahr für den Frieden.

ka von besonderer Bedeutung.“ Wie-
derholt haben sich vor allem die Thü-
ringer LINKE, die CDU und Ministerprä-
sident Bodo Ramelow im Parlament
und in der Öffentlichkeit gegen die
Russlandsanktionen ausgesprochen.

Bereits kurz vor seiner Wahl im No-
vember 2014 hatte Ramelow gegen-
über der „Frankfurter Allgemeinen
Sonntagszeitung“ die Sanktionen ab-
gelehnt und deutlich gesagt: „Sie lösen
das Problem nicht“. Auch während sei-
ner Reise 2016 nach Moskau und Tar-
tastan, wo Thüringen eine Regional-
partnerschaft begründet hat, hat Bodo
Ramelow klare Akzente für einen Poli-
tik der Verständigung zwischen
Deutschland und Russland aufgezeigt. 

In der Bundespolitik wurde durchaus
wahrgenommen, dass sich Ende Fe-
bruar sowohl der Thüringer Minister-

In einem gemeinsamen Be-
schluss sprechen sich die Fraktio-
nen von CDU, DIE LINKE, SPD und
Bündnis90/Die Grünen für ein En-
de der Wirtschaftssanktionen ge-
gen Russland aus. 

In dem am 23. März vom Thüringer
Landtag mehrheitlich beschlossenen
Antrag heißt es u.a.: „Der Landtag
bekennt sich zu dem Ziel, dass die
gegenseitigen Sanktionen der Euro-
päischen Union und der Russischen
Föderation in naher Zukunft über-
wunden werden. Die Normalisierung
der Beziehungen zu Russland ist
nicht nur vor dem Hintergrund der
wirtschaftlichen Verflechtungen zwi-
schen Thüringen und der Russischen
Föderation, sondern auch im Hin-
blick auf die Krisenherde im Nahen
und Mittleren Osten oder in Nordafri-

„Die Aufklärung steht
erst ganz am Anfang“

Gemeinsamer Beschluss gegen Russlandsanktionen

Als die PDS-Fraktion im Jahr
2006 Vorschläge für eine umfas-
sende Reform des Thüringer Abge-
ordnetenrechts in den Landtag ein-
brachte, wurden sie von der Land-
tagsmehrheit abgelehnt. Nun gibt
es die realistische Chance, diese
Forderungen umzusetzen. Dazu ge-
hört die Pflichtmitgliedschaft der
Abgeordneten in der gesetzlichen
Rentenversicherung mit eigener
Beitragszahlung vom ersten Tag des
Mandats an. Genauso gehört dazu
die Abschaffung der steuerfreien
Aufwandspauschalen. Abgeordnete
sollen in Zukunft ihre mandatsbe-
dingten Aufwendungen als Wer-
bungskosten bei Finanzamt geltend
machen - wie normale Steuerbürger
auch. Wie schon im Februar im
Landtag angekündigt, wird die rot-
rot-grüne Koalition noch vor der
Sommerpause in einer Arbeitsgrup-
pe an die Umsetzung der Vorschlä-
ge gehen.

Der Ein-Punkt-Gesetzentwurf der
AfD ist lediglich ein populistisches
Plakat, noch dazu handwerklich
schlecht gemacht. Das von ihr ge-
forderte Modell der Nachversiche-
rung lehnen wir ab. Damit würde
nach Ende des Abgeordnetenman-
dats die ganze Nachzahlung in die
Rentenversicherung sozusagen als
Zusatzgeschenk an die Abgeordne-
ten alleine aus dem Landeshaushalt
gezahlt. Die LINKE fordert eine
Pflichtmitgliedschaft vom ersten
Tag an. 

Notwendig ist eine umfassende
Reform des Abgeordnetenrechts,
zu der die Abschaffung der automa-
tischen Diätenerhöhung gehört. In
einem Urteil von 1998 entschied
das Gericht in Weimar auf eine Kla-
ge der PDS hin, dass die damals
noch viel üppigere Altersversor-
gung der Abgeordneten abgesenkt
werden musste. Den Diätenauto-
matismus bewertete das Gericht
als gerade noch zulässig, machte
aber deutlich, dass diese Methode
zur Regelung der Diäten nicht ange-
wendet werden muss und eine An-
passung per Gesetzesberatung im
Landtag für die Bürger nachvollzieh-
barer ist. Die Abschaffung des Diä-
tenautomatismus ist also im Sinne
demokratischer Transparenz viel
besser, aber dazu muss Artikel 54
der Verfassung geändert werden
und das geht nur mit einer Zwei-
Drittel-Mehrheit im Landtag. Die
LINKE wird versuchen, in der anste-
henden Reformdiskussion langjäh-
rige Vorschläge zur Änderung des
Abgeordnetenrechts auch zu ver-
wirklichen.

Reformdiskussion

von Knut Korschewsky
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Statements
von Susanne
Henn ig - We l l -
sow (LINKE),
Matthias Hey
(SPD) und
Astrid Rothe-
Beinlich nach
der Sondersit-
zung des Älte-
stenrats am 22.
März im Thürin-
ger Landtag. 



„Die Anwohner hätten
Kreuze aufgestellt“ 

Im vergangenen Jahr haben in
Thüringen 601 ausländische Per-
sonen (287 Männer und 314 Frau-
en) durch Einbürgerung die deut-
sche Staatsangehörigkeit erlangt.
Dies ist nach Angaben des statisti-
schen Landesamtes der höchste
Wert seit dem Jahr 2000. Gegen-
über dem Vorjahr stieg die Anzahl
der eingebürgerten Personen um
rund neun Prozent. Zum Zeitpunkt
der Einbürgerung lebten 120 Per-
sonen in Erfurt, gefolgt vom Ilm-
Kreis (50 Personen) und der kreis-
freien Stadt Jena (47 Personen).
Die wenigsten Einbürgerungen
gab es im Landkreis Altenburger
Land (vier), im Saale-Orla-Kreis
(fünf) und im Landkreis Sonne-
berg (acht). 

Die Einbürgerung erfolgte bei
46 Prozent aus einer europäi-
schen, bei 39 Prozent aus einer
asiatischen und bei sieben Pro-
zent aus einer afrikanischen
Staatsangehörigkeit heraus. Nach
den drei häufigsten Staatsangehö-
rigkeiten untergliedert stellten Vi-
etnamesen mit 65 Einbürgerun-
gen bzw. elf Prozent die größte
Gruppe, gefolgt von Personen aus
der Ukraine (45 Personen bzw.
sieben Prozent) und aus Rumä-
nien (37 Personen bzw. sechs Pro-
zent). Von den eingebürgerten
Personen waren 17 Prozent unter
18 Jahre alt. Der Großteil (64 Pro-
zent) war zwischen 18 bis unter
45 Jahre alt, gefolgt von der Al-
tersgruppe der 45- bis 60-Jährigen
mit 16 Prozent. 172 Personen (29
Prozent) hielten sich zum Zeit-
punkt der Einbürgerung bereits
schon mindestens 15 Jahre in
Deutschland auf. Bei 286 Perso-
nen (48 Prozent) betrug die Auf-
enthaltsdauer 8 bis 14 Jahre.       

KURZ UND PRÄGNANT
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gewesen. Möglicherweise hat er dort
auch Feldhamster entdeckt. Unter an-
derem die Feldhamster werden ja jetzt
als Grund herangeführt, warum man
die Moschee dort nicht bauen könnte.
Unabhängig davon stellt sich die Frage,
ob durch das Hereinrammen der Kreu-
ze in ein Grundstück, welches nicht
den Personen gehört, möglicherweise
die Feldhamster zerquetscht wurden
und damit einer der Widersprüche ge-
gen den Moscheebau sozusagen
schon ausgemerzt wurde.

Die AfD bezeichnet in ihrer Begrün-
dung zur Aktuellen Stunde die AKE, die
Antifaschistische Koordination Erfurt,
als eine linksextremistische Gruppie-
rung. Dabei könnte es die AfD doch
selbst besser wissen, denn sie hat im
letzten Jahr eine Große Anfrage zum
Thema „Extremismus“ gestellt, „Links-
und Rechtsextremismus“, und da in
der Frage 26 u.a. abgefragt, ob denn
das offene Jugendbüro „filler“ der DGB-
Jugend Erfurt finanzielle Mittel erhal-
ten hätte, denn diese wären ja Mitglied
in der linksextremistischen „antifaschi-
stischen Koordination Erfurt“. Darauf
antwortete die Landesregierung – und
ich bitte dann auch mal, die Antworten
entsprechend einzuordnen, und nicht
weiterhin trotz besseres Wissens Lü-
gen zu verbreiten: „Tatsächliche An-
haltspunkte für eine Bewertung der
‚antifaschistischen Koordination Er-
furt‘ (ake) als linksextremistisch liegen
im Übrigen nicht vor.“                         

Die AfD-Fraktion hatte am 22.
März eine Aktuelle Stunde auf die
Tagesordnung gesetzt mit dem Titel
„Die Anwendung des Versamm-
lungsrechts in Thüringen bei Aufru-
fen zu Gewalt bzw. zu kriminellen
Handlungen durch Veranstalter“.
Dazu sprach für die Fraktion DIE
LINKE Katharina König. Sie sagte
u.a. (Auszüge aus dem Plenarproto-
koll):

Zum Glück ist ja die Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags dahinge-
hend geändert worden, dass man die
Aktuellen Stunden jetzt auch begrün-
den muss. Sonst wäre ich zumindest
davon ausgegangen, dass die AfD hier
ihre eigenen Demonstrationen, die sie
in Erfurt veranstaltet hat, auf die Ta-
gesordnung setzt, denn bei Demon-
strationen von Herbst 2015 bis Mai
2016 kam es von Teilnehmern im Um-
feld der AfD-Demonstrationen zu ins-
gesamt 43 Straftaten, die als politisch
motiviert rechts eingeordnet werden,
darunter zehn Menschen, die durch
diese Teilnehmer verletzt wurden. Un-
ter anderem wurde auch ein Elektro-
schocker eingesetzt.

Insofern glaube ich, dass es an die-
ser Stelle wichtig wäre, sich mal ganz
stark zurückzunehmen, bevor man hier
Menschen, die sich dafür einsetzen,
dass wir möglichst alle zusammenle-
ben können, egal welcher Religion,
welcher Hautfarbe, welcher Nationali-

Einbürgerungen in
Thüringen angestiegen

tät, bevor man denen einen Gewaltauf-
ruf unterstellt, der sich im Übrigen aus
dem Aufruf der AKE überhaupt nicht
ergibt, sondern man sollte vor seiner
eigenen Tür kehren. Das wäre zumin-
dest angemessen.

Abgesehen davon ist ja der Aus-
gangspunkt der Aktuellen Stunde der
AfD-Fraktion nichts anderes als eine
pure Lüge, denn Sie behaupten ja,
dass sich die Demonstration dagegen
richten würde, dass dort Anwohner
Kreuze (in Erfurt-Marbach, wo die Ah-
madiyya-Gemeinde eine Moschee bau-
en will, d.R.) aufgestellt hätten. Um es
klar zu sagen: Es waren keine Anwoh-
ner, die diese Kreuze aufgestellt ha-
ben, sondern es waren Personen, die
dem rechten bis extrem rechten Spek-
trum zuzuordnen sind, nämlich Ein-
Prozent-Mitglieder und auch Identitä-
re. Frau Henfling (Abgeordnete der
Grüne-Fraktion, d.R.) hat da schon eine
Person erwähnt, ich will eine zweite er-
wähnen, nämlich den Herrn Kaupert,
der sich übrigens selbst damit brüstet,
diese Kreuze aufgestellt zu haben. 

Dies sei als kleiner Hinweis an die
noch ermittelnden Polizeibeamten ge-
meint – vielleicht können sie sich ja
mal bei ihm melden und entsprechend
auch agieren. Der ist nämlich Mitglied
bzw. im Umfeld der Jungen Nationalen,
der Jugendorganisation der NPD, aktiv
gewesen, mit denen auch im Zeltlager
oder Feldlager – wie auch immer das
bei den Neonazis heißt – unterwegs

Wie Innenstaatssekretär Udo
Götze im Landtag informierte, lie-
gen liegen derzeit 18 Anträge auf
freiwillige Gemeindefusionen vor.
Daran seien 65 Gemeinden aus
zwölf Landkreisen beteiligt. In eini-
gen dieser Fälle gehe es um die
Eingliederung kleiner Gemeinden
in Städte, wie Schleusingen, Stadt-
ilm, Saalfeld oder Schmalkalden.
Noch bis Ende Oktober haben Ge-
meinden Zeit für freiwillige Zusam-
menschlüsse, um die geforderte
Mindestgröße von 6.000 Einwoh-
nern zu erreichen. Das Land unter-
stützt die Gemeinden finanziell.
Das Ministerium geht weiterhin da-
von aus, dass innerhalb der Freiwil-
ligkeitsphase die meisten der  klei-
nen Gemeinden Beschlüsse für Fu-
sionen fassen und die Neugliede-
rung beantragen.                          

18 Anträge für
Gemeindefusionen

Katharina König in der Landtagsdebatte zu den Lügen der AfD-Fraktion

Frauen und Männer aus zwölf Ländern zu Gast im Landtag 

Es passte gut: Am 21.
März, dem Internationalen
Tag gegen Rassismus, war
auf Einladung der LINKE-
Wahlkreisabgeordneten Ina
Leukefeld eine Besucher-
gruppe aus Suhl im Thürin-
ger Landtag zu Gast. 

Frauen und Männer aus
zwölf Ländern, die gerade
einen „Deutschkurs für
Nichtmuttersprachler“ bei
Tibor, der Gesellschaft für
Bildung, Beratung und Ver-
mittlung, in Suhl absolvie-
ren. Einige von ihnen Ge-
flüchtete aus Syrien, weg
vom Krieg, andere aus Viet-
nam, Kolumbien oder Ru-
mänien. Nicht wenige
schon geraume Zeit in
Deutschland und froh, ihre
Sprachkenntnisse dank en-
gagierter Lehrerinnen und

um aufnehmen würde. 
Ina Leukefeld und die Flüchtlingspoli-

tikerin der Linksfraktion, Sabine Bernin-
ger, hörten aufmerksam zu, denn „Ihr
seid die Wichtigsten, wenn um Vor-
schläge und Erfahrungen zur verbesser-
ten Integration geht“. Im Suhler Rat-

haus findet eigens dazu im Mai eine
Konferenz statt. „Wir sind eine interna-
tionale Stadt“, betonte die Abgeordne-
te. 1.600 Menschen aus 82 Ländern le-
ben in Suhl.

A. Rudolph

Lehrer grundlegend verbessern zu kön-
nen. Eine der wichtigsten Voraussetzun-
gen, um Arbeit zu finden  oder eine Aus-
bildung oder ein Studium aufnehmen zu
können. Wie der junge Syrer Ibrahim,
der zu Hause Physik studiert hatte und
in Deutschland gerne ein Medizinstudi-



„Vor uns liegen noch jede Menge
Aufgaben zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention“, so MdL
Karola Stange zum 8. Jahrestag des
Inkrafttretens der Konvention in
Deutschland am 26. März. Neben der
Bekräftigung allgemeiner Menschen-
rechte geht es um zahlreiche auf die
Lebenssituation behinderter Men-
schen abgestimmte Regelungen. Der
Thüringer Maßnahmenplan beinhal-
tet einen Katalog von 285 Einzelmaß-
nahmen zur Herstellung gesellschaft-
licher Zugänglichkeit bzw. Barriere-
freiheit. „Auch mit der anstehenden
Novelle des Thüringer Behinderten-
gleichstellungsgesetzes und der For-
derung nach Einführung eines Gehör-
losengeldes setzen wir behinderten-
politische Akzente.“

Wie die Techniker Krankenkasse
(TK) mitteilte, wurden im vergange-
nen Jahr in Thüringen Medikamente
im Wert von 1,36 Milliarden Euro ver-
schrieben. Das sind 4,5 Prozent
mehr als ein Jahr zuvor. Im Durch-
schnitt habe jeder gesetzlich Versi-
cherte verschreibungspflichtige Me-
dikamente im Wert von 693 Euro er-
halten, der Bundeswert lag bei 606
Euro. Dass Thüringen mit rund 14
Prozent darüber liege sei auf die Al-
tersstruktur zurückzuführen. Die
Thüringer sind mit 46,8 Jahren mehr
als zweieinhalb Jahre älter als im bun-
desweiten Durchschnitt. Jedem ge-
setzlich Versicherten seien 2016 im
Schnitt sieben Medikamente verord-
net worden und er habe 707 Tages-
dosen zu sich genommen.                

Das sogenannte 100-Millionen-
Paket-Gesetz debattierte der Thü-
ringer Landtag am 22. März in er-
ster Lesung. Den Fraktionen DIE
LINKE, SPD, B90/Die Grünen geht
es mit dem Gesetzentwurf um die
Bereitstellung zusätzlicher Investi-
tionsmittel für die Bereiche Kultur-
und Denkmalpflege, Brandschutz,
Kitas, Sportstätten und Schwimm-
bäder, Breitbandausbau, Gewässer-
unterhaltung und Abwasserbehand-
lung, kommunaler Klimaschutz,
Radwege und Verkehrsinfrastruktur
sowie die Barrierefreiheit in den
Kommunen.

Ralf Kalich, Sprecher der Linksfrakti-
on für Kommunalfinanzen, betonte:
„Die Regierungsparteien beabsichti-
gen damit, gezielt den Investitionsstau
in den kommunalen Strukturen in den
Jahren 2017 und 2018 mit jeweils 50
Millionen Euro abzubauen.“  Vor allem
auch finanzschwachen Kommunen, die
Eigenanteile für Förderprogramme
nicht aufbringen können, sollen zielge-
richtete Investitionen in die Infrastruk-
tur ermöglicht werden. In Ausnahme-
fällen kann der Eigenanteil komplett
vom Land zu übernommen werden.
Und „wo die konkrete Möglichkeit be-
steht, sollen Förderprogramme finan-
ziell aufgestockt werden, damit Förder-
prioritätenlisten schneller abgearbeitet
werden können“. 

CDU verfügt über kein 
Finanzkonzept für das Land

Der LINKE-Abgeordnete machte auf
drei Abschnitte im eingebrachten Ge-
setz aufmerksam, die spezielle Pro-
blemfälle behandeln. So werden Kran-
kenhäusern in kommunaler Träger-
schaft zusätzliche Investitionsmittel zu
Verfügung gestellt. Geregelt werden
die Unterstützung von Tierheimen in
unterschiedlicher Trägerschaft sowie

Nachdem Brandenburg bereits
im Januar den bundesweit ersten
Erlass beschlossen hat, der Opfern
rechter Gewalt ein Bleiberecht er-
möglichen soll, ziehen die Thürin-
ger Koalitionsfraktionen nach und
planen, mit einem Beschluss des
Landtags die Landesregierung zu
einem ähnlichen Schritt aufzufor-
dern. 

„Wir wollen auf Grundlage des
geltenden Aufenthaltsrechts dafür
sorgen, dass Opfer rassistisch mo-
tivierter Gewalttaten ein humani-
täres Bleiberecht gewährt bekom-
men. Damit soll ein klares Signal
an die Täterinnen und Täter derar-
tiger Angriffe gesendet werden,
dass nämlich genau das Gegenteil
dessen passiert, was sie eigentlich
wollen: die Verunsicherung und
Vertreibung der Menschen“, so die
Flüchtlingspolitikerinnen Sabine
Berninger (LINKE), Diana Lehmann
(SPD) und Astrid Rothe-Beinlich
(GRÜNE).

Vor dem Hintergrund eines 90-
prozentigen Anstiegs rassistisch
motivierter Gewalttaten sei dieses
Signal unerlässlich. Es sei aber
auch wichtig, dass die Opfer, „die
zugleich Zeugen sind, den Ermitt-
lungsbehörden tatsächlich bis zum
Abschluss der Verfahren zur Verfü-
gung stehen“. Nicht selten müss-
ten Ermittlungsverfahren aufgrund
Mangels an Beweisen eingestellt
werden oder gelangten erst gar
nicht zur Staatsanwaltschaft, weil
die Zeugen für eine Aussage we-
gen einer vollzogenen Abschie-
bung nicht mehr erreichbar gewe-
sen seien.

Landtagssitzungen:
Die nächsten Plenarsitzungen

des Thüringer Landtags finden
statt in der Zeit  vom 5. bis 7.
April, vom 3. bis 5. Mai und vom
31. Mai bis 2. Juni. 

Bei Interesse an Teilnahme an
einer der Sitzungen bitte recht-
zeitig in der Geschäftsstelle der
Linksfraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Vorankündigung:
Der Thüringer Landtag und sei-

ne Fraktionen laden ein zum Tag
der offenen Tür am Sonnabend,
den 17. Juni.

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Im Schatten von TTIP und CETA
verhandelt die EU-Kommission hinter
verschlossenen Türen mit Japan über
ein weiteres Freihandelsabkommen.
„Über das Japan-EU-Free-Trade-
Agreement (JEFTA) ist die Öffentlich-
keit zu Recht besorgt. Die geleakten
Dokumente stellen klar, dass der
Deal verheerende Folgen auf die Ge-
sellschaft, Politik und Umwelt haben
wird“, warnt LINKE-Politikerin Susan-
ne Hennig-Wellsow. Mit JEFTA werde
die öffentliche Daseinsvorsorge zu-
sehends privatisiert, eine Parallelju-
stiz geschaffen, in der große Konzer-
ne und Investoren Staaten verklagen
können. So könnten z.B. Umwelt-
standards oder auch Arbeitsrechte
über Klagen rückgängig gemacht
werden.
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WICHTIGE TERMINE

JEFTA Behindertenrecht Arzneimittel

Bleiberecht

die Unterstützung für den Erhalt des
Rennsteigshuttles. Gleichzeitig werden
die Voraussetzungen dafür geschaffen,
dass die vom Bund zur Verfügung ge-
stellten Finanzhilfen zur Verbesserung
der Schulinfrastruktur finanzschwa-
cher Kommunen vom Land kofinan-
ziert werden können.

Und Ralf Kalich weiter: „In den letz-
ten Wochen sind eine Reihe von Stim-
men in der CDU laut geworden, die ei-

Kali+Salz abzubauen, zeigen, dass die
rot-rot-grüne Landesregierung sehr
verantwortungsvoll mit den Ressour-
cen das Landes umgeht. Es gibt mit
uns kein unüberlegtes Ausgeben von fi-
nanziellen Mitteln.“

Der Gesetzentwurf wurde zur weite-
ren Beratung in die Ausschüsse des
Landtags überwiesen. „Somit kann das
Gesetz noch im Mai beschlossen wer-
den. Damit können die ersten Gelder
noch vor der Sommerpause an die
Kommunen ausgereicht werden“, wie
Ralf Kalich in einer Presseinformation
mitteilte. 

Zusätzliche Invest-Mittel von
insgesamt 172 Millionen Euro

Rechne man zu den 100 Millionen,
dass ab 2017 Mittel in Höhe von 72
Millionen Euro vom Bund für Investitio-
nen in die Schulinfrastruktur bereitste-
hen, können die Kommunen in diesem
und den kommenden Jahren über zu-
sätzliche Investitionsmittel in Höhe
von 172 Millionen Euro verfügen.

„Mit dem vorgesehenen Investitions-
paket unterstützen wir die Kommunen
bei wichtigen Zukunftsinvestitionen.
Das Schulinvestitionspaket des Bun-
des wird vom Land zu 100 Prozent ko-
finanziert, was insbesondere den
Landkreisen und kreisfreien Städten
hilft. Weitere Gelder des Landes sollen
die Kommunen unter anderem beim
Breitbandausbau, beim Brandschutz,
bei Kita-Investitionen, bei der Gewäs-
serunterhaltung, bei Investitionen in
Sportstätten und Schwimmbäder so-
wie bei Energiesparinvestitionen unter-
stützen“, so der Abgeordnete. Er ver-
weist zudem auf die geplanten Mittel in
Höhe von einer Million Euro für den
RennsteigShuttle. „Das ist ein wichti-
ger Bestandteil für den Erhalt des Be-
triebes des Shuttles und somit ein
wichtiger Beitrag für den Rennsteigtou-
rismus“, betonte Ralf Kalich.                 
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100-Millionen-Paket für
Thüringer Kommunen 
Gesetzentwurf der Koalition kann nach den Beratungen im Mai beschlossen werden 

ne sehr unterschiedliche Verwendung
der Mittel aus der Rücklage des Lan-
des einforderten. So sprach Landrat
Thomas Fügmann, Saale-Orla-Kreis,
davon, alle Mittel den Kommunen zur
Verfügung zu stellen. Der finanzpoliti-
sche Sprecher der CDU-Fraktion, Maik
Kowalleck, forderte, im Gegensatz zu
einem Antrag vom Dezember, alles zur
Schuldentilgung einzusetzen. 

Allein diese beiden völlig konträren
Meinungen zeigen, dass die CDU über
kein finanzpolitisches Konzept für un-
ser Land verfügt. Der geplante Einsatz
weiterer Mittel aus der Rücklage in Hö-
he von 140 Millionen Euro, um den
Aufwuchs des Sondervermögens Was-
ser/Abwasser zu verhindern, sowie
der Einsatz von 26 Millionen Euro, um
ökologische Altlasten vorwiegend von
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zunehmen und widerspricht dem ge-
sellschaftlich unstrittigem Anliegen,
Menschen zu ermutigen, bei  Rassis-
mus und Diskriminierung nicht wegzu-
schauen, sondern Farbe zu bekennen
und für eine demokratische Gesell-
schaft einzutreten“.

Vollkommen aus dem Ruder
gelaufene Ungleichgewichtung

„Mit den jetzt veröffentlichten Be-
richten wird die Schieflage im Landes-
amt für Verfassungsschutz vollends of-
fenbar. In den Berichten haben gegen
die AfD und deren Abgeordnete gerich-
tete Sachbeschädigungen Aufnahme
gefunden. Von Neonazis begangene
Übergriffe gegen LINKE-, aber auch
SPD- und CDU-Büros, wie etwa eine
Detonation in Saalfeld, Attacken in Ei-
senach und Altenburg, oder aber auch
ein im Internet verbreiteter Mordaufruf
von Neonazis gegen eine LINKE-Land-
tagsabgeordnete waren für das AfV in
bisherigen Berichten aber keinerlei Er-
wähnung Wert. 

Diese nun vollkommen aus dem Ru-
der gelaufene Ungleichgewichtung
führt zwangsläufig zu einer Verharmlo-
sung extrem rechter Aktivitäten einer-
seits und einer Überhöhung politisch
links motivierter Straftaten anderer-
seits“, so Steffen Dittes.

Ein deutlicher Widerspruch wird hier
insbesondere zu statistischen Zahlen
der Polizei deutlich, die im Vorjahr über
1.400 Delikte der Politisch-motivierten
Kriminalität-Rechts erfasste, oder zu
den Erhebungen der Mobilen Beratung
Mobit, die über 660 Aktivitäten der ex-
tremen Rechten aufführt.                      

„Mohring weiß nicht,
wovon er redet“

gang unter „Rechtsextremismus“ Par-
tei- und Musikveranstaltungen gelistet
werden, während unter „Linksextre-
mismus“ politisch links motivierte
Straftaten, wie das Sprühen von Anar-
chie-Zeichen oder die Teilnahme von
als Linksextremisten durch das AfV
ausgemachten Menschen an friedli-
chen Protesten gegen Veranstaltungen
der extremen Rechten herhalten müs-
sen, um das Kapitel zu füllen.

Im Februar wird in der Rubrik „Links-
extremismus“ etwa ein friedlicher Pro-
test von 150 Menschen aufgelistet, die
bei einer AfD-Kundgebung rote Karten
in die Höhe hielten. In der Schreibwei-
se des Geheimdienstes heißt es dazu:
die „offenbar aus dem demokratischen
Protestspektrum stammende Initiative
zur Aktion lässt eine Erosion zwischen
demokratischen und extremistischen
Formen der politischen Meinungsäu-
ßerung erkennen“. 

Extremismustheorie ist 
weiter handlungsleitend

Auch das Weimarer renommierte
Bürgerbündnis gegen Rechts taucht in
den Berichten mit dem Hinweis auf,
dass eine „Differenzierung zwischen
gewaltbereiten Linksextremisten und
übrigen Gegendemonstranten (…) auf-
grund einer zunehmenden Vermi-
schung beider Personenkreise kaum
mehr möglich“ sei.

„Dass die untaugliche Extremismus-
theorie weiterhin handlungsleitend für
das AfV ist, ist schlimm genug, dass in-
zwischen auch legitimer und versamm-
lungsrechtlich zulässiger Protest ho-
heitlich diskreditiert wird, ist nicht hin-

Für die in Thüringen in den näch-
sten Wochen anstehenden Geset-
zesberatungen zur Anpassung der
abfallrechtlichen Regelungen ver-
langt die LINKE Verbraucherpoliti-
kerin Diana Skibbe die Einbezie-
hung der Forderungen europäi-
scher Umwelt-, Verbraucher- und
Einzelhandelsverbände zu Abfall-
vermeidungszielen und verbindli-
cher Wiederverwendungsquoten
im Rahmen einer nachhaltigen
Kreislaufwirtschaft. „Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung für
ein neues Verpackungsgesetz hat
leider nur gezeigt, wie Kreislauf-
wirtschaft nicht funktioniert. Der
von allen Bundesländern bisher
abgelehnte Gesetzentwurf sieht ei-
ne Privatisierung der Abfallwirt-
schaft vor und entlässt den Staat
aus seiner Verantwortung für eine
Wiederverwendung gebrauchter
Verpackungen. Darüber hinaus
wird das Gesetz zu zusätzlichen
Müllgebühren von bis zu zehn Euro
je Einwohner führen“, warnt die
Abgeordnete.                               

Thüringer Abfallrecht
steht zur Beratung an

Was keiner braucht
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Rot-Rot-Grün ist in Thüringen an-
getreten, um den Verfassungs-
schutz zu reformieren. Dass weite
Teile der Reformvereinbarungen
bislang keine Umsetzung fanden,
führt zu Recht zu Unmut gerade bei
jenen, die sich täglich gegen die Be-
drohung der demokratischen Kultur
durch Neonazis und Rechtspopuli-
sten engagieren. 

„Das Innenministerium steht in der
Verantwortung, mit der nötigen Sensi-
bilität diese Probleme endlich anzuge-
hen, einschließlich einer Revision des
Berichtswesens nach Maßgabe des Ko-
alitionsvertrages“, so Steffen Dittes,
innenpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag. 

Nach Ansicht des Abgeordneten hat
sich aber gerade in der Berichtspraxis
des Amtes für Verfassungsschutz we-
nig geändert. „Zivilgesellschaftliches
Engagement wird weiterhin diskredi-
tiert und die Rechts-Links-Gleichset-
zung findet ebenso statt, mit dem Er-
gebnis, dass Gefahren durch Neonazis
weiter verharmlost werden.“

„Linksextremisten“ bei
friedlichen Protesten

Als besonders kritikwürdig bezeich-
net Steffen Dittes die monatlichen Be-
richte des Jahres 2016, mit denen das
Amt für Verfassungsschutz (AfV) Be-
hörden, Kommunen und weitere staat-
liche Institutionen über die aus Sicht
des AfV verfassungsschutzrelevanten
Ereignisse und Gruppen informiert.

Der Abgeordnete weist darauf hin,
dass monatlich in den Heften im Nach-

Auf ein TA-Interview (21.3.) des
CDU-Fraktionsvorsitzenden Mike
Mohring reagierte MdL Knut Kor-
schewsky: „Herr Mohring weiß
nicht, wovon er redet. Und es ist
ein Schlag ins Gesicht der 360.000
ehrenamtlich organisierten Sport-
lerinnen und Sportler in Thüringen,
die unsere Koalition gerade mit
dem neuen Sportfördergesetz be-
wusst entlasten wird. Zudem ver-
breitet er bewusst oder unbewusst
Unwahrheiten: Der Bau der Erfur-
ter Multifunktionsarena hat nichts,
aber auch gar nichts mit der Thü-
ringer Sportstättenförderung für
die Kommunen, Landkreise und
Sportvereine zu tun. Und die Gel-
der für die Erfurter Multifunktions-
arena stammen aus Bundesmit-
teln, die in keiner Weise die Zuwei-
sungen an die Kommunen schmä-
lern. Hier wird der Eindruck er-
weckt, dass zu Lasten der kleinen
Sportvereine eine Multifunktions-
arena in der Landeshauptstadt fi-
nanziert wurde. Das ist schlicht-
weg unredlich.“

Mohring sei „wahrscheinlich
auch nicht bekannt, dass der ur-
sprüngliche Veranstaltungsplan
der Arena GmbH für das Jahr 2017
schon mit ca. 150 Prozent überer-
füllt ist. Warum sollten also die EU-
Vorgaben für die Zuweisung von
Fördermitteln nicht erfüllt werden
können? 16 Millionen Euro Bun-
desmittel grundlos zurückzugeben
und damit den Landeshaushalt um
diesen Betrag zu schröpfen, ist fi-
nanzpolitischer Unsinn“, so der
LINKE Sportpolitiker.                    

Die geplante Stromtrasse durch
den Westen von Thüringen war The-
ma im Landtag. „Die Planung des
Netzbetreibers Tennet, eine weitere
unnötige Mega-Stromtrasse durch
ganz Thüringen bauen zu wollen, ist
ein Skandal“, unterstrich Steffen
Harzer für die Linksfraktion.

Der Abgeordnete wies darauf hin,
dass durch Thüringen bereits einige
Hochspannungstrassen führen. „Eine
weitere nicht notwendige Stromtrasse
wäre eine klare Fehlentscheidung, die
Thüringen schadet: wertvolle Natur-
räume würden zerschnitten, die Um-
welt würde weiter belastet und der
Strompreis weiter steigen.“ Auch die
Verlegung des Stromkabels unter der
Erde sei keine Lösung des Problems,
weil auch diese Kabeltrasse Land-
schaft zerstört und die Schneise nicht
bepflanzt werden darf.

In seiner Landtagsrede betonte Stef-
fen Harzer, dass die Aussage, hier wür-
de eine Windstromtrasse entstehen,
nicht richtig ist. Vielmehr würde um-
weltschädlich erzeugter Strom aus
Stein- und Braunkohle über diese Tras-
se geführt. Anstatt Strom quer durchs
Land zu leiten, sollte Energie dort er-

zeugt werden, wo man sie braucht.
„Das ist der sinnvolle und umwelt-
schützende Gedanke der Energiewen-
de: Strom aus regenerativen Quellen
regional erzeugen und für möglichst
kurze Übertragungswege zu den Ver-
brauchern sorgen, ergänzt mit der
Speicherung und Sektorenkopplung
von Strom, Wärme, Verkehr sowie der
Energieeinsparung (Energieeffizienz).“
Das sei aber der Ansatz einer neuen

Steffen Dittes kritisiert die Berichtspraxis des Thüringer Verfassungsschutzes scharf

Energiepolitik in Deutschland. „Alle
Aspekte um diese neue Trasse zusam-
mengefasst lauten: Hier soll gebaut
werden, was keiner will, was keiner
braucht, was keiner benötigt!“, resü-
mierte der Linksfraktionär. Er kündigte
an, dass „alle rechtlich möglichen und
politisch sinnvollen Mittel der Gegen-
wehr gegen dieses sinnlose Monster-
projekt genutzt werden“.     



Das beste Rezept gegen
Gewalt: Gute Schule 
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DAS THEMA

Selten wird öffentlich darüber ge-
redet, und das Beste wäre, es gäbe
dieses Thema überhaupt nicht. Den-
noch weiß jeder, dass es vorkommt
und ein dickes Problem werden
kann: Gewalt und Mobbing an Schu-
len. Gewalt und Mobbing unter
Schülern, Gewalt von Schülern ge-
gen Lehrer, mitunter auch Gewalt
von Lehrern gegen Schüler.  Diesem
breiten Problemfeld hatte sich am
9. März eine Fachveranstaltung im
Thüringer Landtag angenommen,
die auf Einladung der bildungspoliti-
schen Sprecher der Fraktionen DIE
LINKE und Bündnis 90/Die Grünen,
Torsten Wolf und Astrid Rothe-Bein-
lich, stattfand und Bildungspolitik,
Landesverwaltung, Expertinnen
und Experten sowie Praxisvertreter
zusammenführte. 

In seinem Einführungsbeitrag erläu-
terte der anerkannte Gewaltforscher
und Erziehungswissenschaftler Prof.
Dr. Wilfried Schubarth von der Univer-
sität Potsdam zunächst den wissen-
schaftlichen Stand zu Ursachen und
Erklärungsmodellen dieser Phänome-
ne, im weiteren ging er auf verschiede-
ne Handlungs- und Reaktionsmöglich-
keiten ein.   

Für die öffentliche oder halb-öffentli-
che Auseinandersetzung etwa im
Schulverbund empfahl er zunächst,
strikt die Opfer-Perspektive zu bevor-
zugen. Zum Erstaunen mancher Zuhö-
rer waren seine Hinweise in Bezug auf
Prävention sehr grundsätzlicher Art:
hierzu gehöre, dass alle Akteure, vor
allem aber die Lehrer, den Erziehungs-
auftrag von Schule nicht infrage stel-
len, sondern ausdrücklich anerkennen
und wertschätzen sollten. Lehrer und
Schüler sollten sich gemeinsam eine
klare Definition erarbeiten, was unter
Mobbing und was unter Gewalt zu ver-
stehen sei. 

Es geht immer um gelingendes
Aufwachsen, nicht aber um
vermehrte Kontrolle

Notwendig sei an jeder Schule die
Ausprägung eines Klimas, das dem
Wegschieben von Problemen und Ver-
stößen begegne. Auf diese Vorausset-
zungen könne man dann auch eines
der vielen existierenden Programme
aufbauen, um jeweils konkret an einer
Schule Probleme zu bearbeiten. In
Brandenburg etwa führten Schulsozial-
arbeit und Lehrerschaft bestimmter
Schulen ein solches Projekt über ein
halbes Jahr durch.

Schubarth verwies aber auch darauf,
dass die schulinternen Ursachen von
Gewalt und Mobbing gegenüber den
gesellschaftlichen und zum Teil indivi-
duellen Ursachen weniger gewichtig
sind: nach Erkenntnissen von For-
schern machen sie nur etwa 20 Pro-
zent der Ursachen aus. Er fasste zu-
sammen: „Bei der Erreichung eines gu-
ten Schulklimas, das keinen zurück-
lässt, geht es immer um ein gelingen-
des Aufwachsen, nicht aber um ver-
mehrte Kontrolle. Spezielle Program-
me können helfen, entscheidend ist

Ein Fachgespräch zum breiten Problemfeld „Gewalt und Mobbing an Schulen“ 

aber die Qualität von Schule.“ Die
Schulverwaltung sei gefordert, diese
Prozesse zu unterstützen, für den kon-
kreten Fall aber auch mit mobiler Bera-
tung zu helfen. Lehrerinnen und Lehrer
müssten ermutigt werden, sich Rat
und Unterstützung zu holen. In einigen
Kommunen habe man mit außerschuli-
schen Vernetzungen (Präventionsket-
ten) gute Erfahrungen gemacht. Auch
der Lehrplan spiele eine Rolle. So lege
man in Brandenburg Wert darauf, dass
Konfliktfähigkeit schon im Grundschul-
alter geübt werde. 

Das Thüringer Bildungsministerium
verwies darauf, dass es bei den gemel-
deten Vorkommnissen von Gewalt und

Mobbing regionale Häufungen gebe.
Die Schulen würden mit Beratung und
Förderplänen unterstützt. Sehr wichtig
seien Schulpsychologen und die seit
einigen Jahren in einem längeren Pro-
zess ausgebildeten mittlerweile fast
2.000 Beratungslehrer, die als erste
Ansprechpartner sowohl für Schüler
als auch für Kollegen zur Verfügung
stünden. Durch eine Reihe von Projek-
ten würden Lehrkräfte gestärkt und die
Entwicklung einer demokratischen
Schulkultur unterstützt.  

Vorbildrolle der Erwachsenen
muss empathisch und
wertschätzend ausgefüllt werden

Die Einschätzungen von Prof. Schub-
arth wurden in der nachfolgenden Dis-
kussion eindringlich unterstützt, so
von den Schulamtsleitern von Mittel-
und Nordthüringen, Ralph Leipold und
Dr. Bernd Uwe Althaus. Die Vorbildrol-
le der Erwachsenen müsse empathisch
und wertschätzend ausgefüllt werden:

„Keine Bloßstellung, Gängelung, De-
mütigung.“ Es komme darauf an, einer
demokratischen werteorientierten
Schulentwicklung Raum zu geben. Um
eine Schulkultur zu ändern, brauche es
fünf bis zehn Jahre. Andererseits sei
Mobbing ein schwerwiegender Vor-
wurf, für den es eine klare Definition
brauche. 

Direktor Dr. Andreas Jantowski vom
Thüringer Institut für Lehrerfortbil-
dung, Lehrplan und Medien (THILLM)
berichtete, dass in der Lehrerfortbil-
dung in Bezug auf Prävention und Re-
aktion auf Gewalt und Mobbing schon
viel passiere – im letzten Jahr gab es
ca. 35 Veranstaltungen –, aber der Be-

darf sei vielfach höher. Zuerst komme
für den Lehrer die Aufgabe, solche
Phänomene bewusst wahrzunehmen,
dann fachlich richtig zu reagieren. Ein
besonderes Problem seien anonyme
Hassangriffe im Internet, sowohl ge-
gen Schüler als auch gegen Lehrer.

In der weiteren Diskussion kam zur
Sprache, dass beobachtet werde, dass
die Fälle von Gewalt und Mobbing nicht
an Häufigkeit, aber an Intensität zu-
nähmen. Oft sei bei Lehrern und Mit-
schülern immer noch viel Hilflosigkeit
anzutreffen. Höhere Anforderungen
müssten zudem an die Lehrerausbil-
dung gestellt werden, wo zwar gutes
Fachwissen vermittelt werde, aber vie-
le Fragen, die die Funktion von Schule
und das Schüler-Lehrer-Verhältnis be-
treffen, einfach zu kurz kommen.

Zu den Anregungen aus der Diskus-
sion gehörte, neben der Wertevermitt-
lung auch mehr kulturelle Bildung an
die Schulen zu bringen, das Streit-
schlichter-Programm für Schüler aus-
zuweiten, für Beratungslehrer und

Lehrkräfte im Unterstützungssystem
mehr Zeitressourcen zur Verfügung zu
stellen und das Ziel wieder zu verfol-
gen, Schulsozialarbeit an jeder Schule
umzusetzen. Auch Sport habe Poten-
tiale, Aggressionen entgegenzuwirken. 

Am Ende war man sich einig: Gewalt
und Mobbing gibt es nicht nur an Schu-
len, aber auch an Schulen, und auch
darum muss sich Bildungspolitik küm-
mern. Das Versprechen ist da, weiter
im Gespräch zu bleiben und die im
Fachgespräch eindeutig herausgear-
beitete Linie, wie diesen Problemen
begegnet werden muss, weiter zu ver-
folgen.

Dr. Steffen Kachel

Im Podium der Fachtagung (v.l.): Die Bildungspolitikerin der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, Astrid Rothe-Beinlich, Prof. Wilfried Schubarth, Universität Potsdam, und Torsten Wolf,
Bildungspolitiker der Fraktion DIE LINKE.                                                        Foto: Peter Lahn                

Zu den Ergebnissen des
Fachgesprächs, hatten Tor-
sten Wolf und Astrid Rothe-
Beinlich in einer Pressemit-
teilung erklärt:

„Auch in Thüringen haben
die Schulen mit den Phäno-
menen Gewalt und Mobbing
zu tun. Eine wichtige gemein-
same Erkenntnis in der Dis-
kussion war zunächst, dass
die Debatte vor allem sachlich
geführt werden muss. Das
Thema sollte weder bagatelli-
siert noch dramatisiert wer-
den. In ganz Deutschland und
auch in Thüringen wurden in
den letzten Jahren verschiede-
ne Programme zur Gewaltprä-
vention und -intervention ent-
wickelt. Deutlich wurde zu-
dem, dass die Schulen konti-
nuierlich Unterstützung bei
der Umsetzung dieser Pro-
gramme benötigen.

Vor allem geht es um Schul-
qualität insgesamt. Dort wo
eine demokratische, weltoffe-
ne und wertschätzende, die
Probleme des Einzelnen

ernstnehmende Schulkultur besteht,
treten erfahrungsgemäß seltener Fälle
von Gewalt und Mobbing auf. Aufgabe
des Landes ist es hier, die Schulen mit
Multiprofessionalität und bei der
Schulentwicklung zu unterstützen. Um
das zu erreichen, braucht es ausrei-
chend Ressourcen für Beratungslehr-
kräfte, Unterstützung durch Schulsozi-
alarbeit und Schulpsychologie sowie
die gemeinsame Arbeit der Lehrkräfte,
Eltern und Schüler an einem guten
Schulklima. Auch stellt sich die Frage,
wie der Erziehungsauftrag bereits in
der Lehrerbildung stärker verankert
werden und die Übernahme zusätzli-
cher Aufgaben, wie die der Beratungs-
lehrkraft, stärker anerkannt werden
kann.“ 

An der Diskussion hatten auch Ver-
treter von GEW, Philologenverband,
Landeselternvertretung, Landesschü-
lervertretung, der evangelischen
Schulstiftung, der Uni-Klinik Jena und
der Universität Jena und Schulleiter
teilgenommen.                                    



Die Bundesregierung hatte am 8.
März dem Gesetzentwurf zum
„Übereinkommen des Europarats
zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und häusli-
cher Gewalt“ zugestimmt. Damit
sind die Voraussetzungen für die
Ratifizierung der Istanbulkonventi-
on erfüllt. Deutschland hatte das
Übereinkommen bereits im Mai
2011 in Istanbul unterzeichnet und
angekündigt, es in nationales Recht
umzusetzen.

Mit der Ratifizierung wird der Schutz
von Frauen vor allen Formen von Ge-
walt in Deutschland weiter nachhaltig
gestärkt. In den 81 Artikeln des Über-
einkommens sind umfassende Ver-
pflichtungen zur Stärkung der Gleich-
stellung von Mann und Frau enthalten;
insbesondere das Recht der Frauen
auf ein gewaltfreies Leben.

Die Gleichstellungspolitikerin der
Linksfraktion im Thüringer Landtag,
Karola Stange, hat die Entscheidung
des Bundeskabinetts, die Ratifizierung
der Istanbuler Konvention nach sechs
Jahren endlich in die Wege zu leiten,
begrüßt. Dies sei „ein unverzichtbarer
und guter Schritt im Kampf gegen Ge-
walt an Frauen und Mädchen, weil es
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Bewundernswert, mit welcher
Engelsgeduld und argumentatitiver
Stärke Frank Kuschel, der kommu-
nalpolitische Sprecher der Links-
fraktion, Landtagssitzung für Land-
tagssitzung an die CDU-Kollegen
gewandt die Notwendigkeit der Ge-
biets- und Verwaltungsreform für
Thüringen erklärt.  Zahlen und Fak-
ten en masse.

Letztens versuchte er es am Bei-
spiel der Gewerbeämter. Er habe
ein Gespräch mit dem Bürgermei-
ster von Bad Salzungen gehabt.
„Der versteht auch nicht, warum er
ein Gewerbeamt hat und 400 Me-
ter weiter in der Landkreisverwal-
tung auch noch ein Gewerbeamt
ist, für den Landkreis. Eisenach hat
ebenfalls ein Gewerbeamt. Und al-
le sind personell so schwach auf-
gestellt, wenn einer krank ist oder
zur Weiterbildung, dann ist das Ge-
werbeamt geschlossen. 

Wer heutzutage 20 Kilometer
Fahrtweg  als zu viel empfindet, um
sein Gewerbe an- oder umzumel-
den, der soll es sein lassen.“ Frank
Kuschel kommt aus dem Ilm-Kreis,
das Gleiche auch hier: „In Ilmenau
ein Gewerbeamt für die Stadt Il-
menau, ein Gewerbeamt für den
Altkreis Ilmenau, in Arnstadt ein
Gewerbeamt für den Altkreis Arn-
stadt. Das können wir uns nicht
mehr leisten.“

Derlei Anschaulichkeiten trägt
der LINKE Kommunalexperte zu-
hauf vor. Sie prallen an der CDU
ungehört ab. Vergebliche Müh’.
Oder um es mit Benjamin-Immanu-
el Hoff, dem Thüringer  Staatskanz-
leiminister, zu sagen: „Das ist die
Verzwergung einer Partei von der
Gestaltungspartei Thüringens, die
Sie mal sein wollten, zu einer rei-
nen Dagegen-Partei.“

Manchmal reißt allerdings auch
Frank Kuschel der Geduldsfaden.
Neulich zum Beispiel in der Debat-
te zu einem dieser „Blockade-An-
träge“. Wer einfach alles ausblen-
det, „will dieses Land auch demo-
kratisch an die Wand fahren“.                 

Saburre adquireret

PARLAMENTSREPORT10 UNZ-07-2017

IMPRESSUM

Nebenbei NOTIERT

von Annette Rudolph

Die CDU verzwergt

Längst überfällige Wiedergutmachung

gung auch eine wirkliche Entschädi-
gung leisten und sich nicht bloß mit
Blick auf den Wahlkampf kümmern. Ei-
ne Durchsetzung muss deshalb noch in
dieser Legislaturperiode angestrebt
werden.  Konkret sieht die finanzielle
Entschädigung derzeit so aus, dass
den Betroffenen 3.000 Euro Pauschale
und 1.500 Euro pro Haftjahr zukom-
men werden. Darüber hinaus wird wohl
die Magnus Hirschfeld Stiftung für den
Kampf um Homosexuellenrechte eine
Förderung bekommen. „Man wird das
Erlittene in keiner Weise wiedergutma-
chen können, aber es ist ein Schritt in
die richtige Richtung“, sagt die Abge-
ordnete.                   Nils Verwohlt       

Endlich, 23 Jahre nach der Abschaf-
fung der gesetzlich „legitimierten“ Ho-
mosexuellenverfolgung, wurde ein Ver-
fahren auf den Weg gebracht, die Be-
troffenen zu rehabilitieren. Der Artikel
175 des Strafgesetzbuches, der das
Ausleben gleichgeschlechtlicher Liebe
unter Strafe stellte, geht auf das Deut-
sche Kaiserreich zurück und erfuhr zu
NS-Zeiten eine Verschärfung. Nach
dem Krieg in unterschiedlichen Varian-
ten in die deutschen Verfassungen
übernommen, wurde der Artikel zwar
bis zu seiner Abschaffung -  in der BRD
erst 1994 - zunehmend milder ange-
wandt, dennoch wurden rund 60.000
Männer für ihre Sexualität bestraft. 

Nun soll ein durch den Bundesjustiz-
minister Heiko Maas eingebrachter Ge-
setzentwurf diesen Menschen Besse-
rung verschaffen. Schon 2009, acht
Jahre früher, brachten die Linken einen
Gesetzentwurf  in den Bundestag ein,
der die Rehabilitierung und eine Ent-
schädigung für nach Paragraf 175 Ver-
urteilte vorsah. Das Vorhaben hatte
keinen Erfolg, ohne das Engagement
der großen Koalition fehlte es an den
nötigen Stimmen. 

Die Wiedergutmachung sei schon
lange überfällig, meint die Gleichstel-
lungspolitikerin der LINKE-Landtags-
fraktion Karola Stange, die selbst seit
vielen Jahren für die Rechte und die In-
klusion von Homosexuellen kämpft.
Weiter soll man wirklich etwas für die
Menschen tun, neben einer Entschuldi-

Besserer  Schutz vor 
allen Formen von Gewalt
Finanzierung der Frauenhäuser in Deutschland als Regelleistung gefordert

hier um Menschenrecht geht“.
Die Konvention sieht unter anderem

vor, bundesweit barrierefreie Schutz-
und Unterstützungseinrichtungen zu
gewährleisten, die auch die besondere
Situation von Frauen mit Behinderun-
gen, Migrantinnen, Frauen ohne Papie-
re, von Transgendern und Intersexuel-
len berücksichtigen. „In diesem Zu-

sammenhang ist die Forderung nach
einer Regelfinanzierung der Frauen-
häuserstruktur durch den Bund mehr
als gerechtfertigt“, betonte die LINKE-
Politikerin.

Das Übereinkommen war am 11.
Mai 2011 von dreizehn Mitgliedsstaa-
ten des Europarates in Istanbul unter-
zeichnet worden. Der völkerrechtliche
Vertrag trat am 1. August 2014 in
Kraft. Bis Dezember 2016 wurde die
Istanbulkonvention von 43 Staaten un-

terzeichnet und von 22 ratifiziert. Für
Staaten, die die Konvention ratifiziert
haben, wird sie damit rechtlich ver-
bindlich, und alle staatlichen Organe -
darunter Gesetzgeber, Gerichte und
Strafverfolgungsbehörden - müssen
die Verpflichtungen aus der Konventi-
on umsetzen.  In Artikel 1a heißt es:
„Zweck dieses Übereinkommens ist

gung, sowie Zwangsheirat, Verstüm-
melung der weiblichen Genitalien, er-
zwungene Abtreibung und Sterilisati-
on, Nachstellung (Stalking) sowie se-
xuelle Belästigung.

Die Einhaltung der Konvention soll
von einer Expertenkommission über-
wacht werden, die Eiluntersuchungen
vor Ort durchführen kann. Es ist die
zweite Konvention zum Schutz von
Frauen gegen Gewalt mit rechtlich bin-
dender Wirkung.                                        

es, Frauen vor allen For-
men von Gewalt zu
schützen und Gewalt ge-
gen Frauen und häusli-
che Gewalt zu verhüten,
zu verfolgen und zu be-
seitigen.“ 

Dazu zählen psychi-
sche, körperliche und
sexuelle Gewalt, ein-
schließlich Vergewalti-

Verkehrssicherheit

Trotz Rückgangs der Zahl der Ver-
kehrstoten und Verletzten ist festzu-
stellen: Überhöhte Geschwindigkeit
bleibt Unfallursache Nr.1, besonders
bei jungen Fahrern. Die um rund
90.000 im Vergleich zum Vorjahr ange-
wachsenen Geschwindigkeitsverstös-
se sprechen eine deutliche Sprache.
„Es ist notwendig, sowohl die Kontroll-
tätigkeit der Polizei zu verstärken als
auch die Ausbildung der jungen Fahrer
mehrstufig zu gestalten sowie Überle-
gungen für ein Tempolimit auf Auto-
bahnen und Landstraßen wieder aufzu-
nehmen, vor allem an Gefahrenstel-
len“, sagt Dr. Gudrun Lukin, Sprecherin
für Verkehrspolitik der Linksfraktion.

In Anbetracht zunehmender Rück-
sichtslosigkeit gegenüber Rettungs-
kräften und Polizei sollten die Bußgel-
der angehoben und mehr Aufklärungs-
arbeit geleistet werden. Thüringen soll-
te dem Beispiel anderer Bundesländer
folgen und Hinweisschilder „Rettungs-
gasse bilden“ an Autobahnbrücken an-
bringen. Für die Senioren, besonderes
für die über 75-Jährigen, deren Unfall-
häufigkeit weniger auf bewussten Re-
gelverstößen, sondern eher auf ein
Nachlassen der Leistungsfähigkeit be-
ruht, werden auch in Thüringen einige
Projekte zum freiwilligen Überprüfen
der eigenen Fahrtüchtigkeit angebo-
ten. Denn allein 2015 war bundesweit
fast jeder 3. Unfalltote über 65 Jahre
alt, ab 75 Jahre zunehmend als Unfall-
verursacher, aber auch als Opfer.      


